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c) wei nähnliche Getränke und Mischgetränke , auch 
in weiterverarbe iteter Form, mit einem Ante il an 
wei nähnlichen Erzeugnissen von mindestens 
50 Prozent; 

d) Alkoholerzeugnisse, die nach § 1 Absatz 1 des 
Alkoholsteuergesetzes vom 21. Jun i 2013 (BGBI. I 
S. 1650, 1651), das zuletzt durch Art ikel 241 der 
Verordnung vom 31 . August 2015 (BGBI. 1 
S. 1474) geändert worden ist , in der jeweils gel­
tenden Fassung, der Alkoho lsteuer unter liegen, 
es sei denn, es handelt sich um Erzeugnisse, die 
gemäß § 1 Absatz 2 des Alkopopsteuergesetzes 
vom 23. Juli 2004 (BGBI. 1 S. 1857), das zuletzt 
durch Art ikel 6 des Gesetzes vom 21. Dezember 
2010 (BGBI. I S. 2221) geändert worden ist, in der 
jeweils geltenden Fassung, der Alkopopsteuer 
unterliegen; 

e) sonst ige alkoho lhalt ige Mischgetränke mit einem 
Alkoholgehalt von mindestens 15 Prozent; 

f) Milch und Milchm ischgetränke mit einem Milch­
anteil von mindestens 50 Prozent ; 

g) sonst ige tr inkbare Milcherzeugn isse, insbeson­
dere Joghurt und Kefir; 

h) Fruchtsäfte und Gemüsesäft e; 

i) Fruchtnektare ohne Kohlensäure und Gemüse­
nektare ohne Kohlensäure; 

j) diät etische Getränke im Sinne des § 1 Absatz 2 
Nummer 1 Buchstabe c der Diät verordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 28. Apr il 
2005 (BGBI. 1 S. 1161 ), die zuletzt durch Art ikel 60 
der Verordnung vom 31 . August 2015 (BGBI. 1 
S. 1474) geändert worden ist , in der jeweils gel­
tenden Fassung, d ie ausschließlich für Säuglinge 
oder Kleinkinder angeboten werden. 

§ 32 

Hinweispflichten 

(1) Letzt vertreiber von mit Getränken befüllten Ein­
weggetränke verpackungen , die gemäß § 31 Absatz 1 
Satz 1 der Pfandpf licht unter liegen, sind verpflichtet , 
die Endverbraucher in der Verkaufsste lle durch deutlich 
sieht- und lesbare, in unmitte lbarer Nähe zu den Ein­
weggetränke verpackungen bef indliche Informations­
tafe ln oder -sch ilder mit dem Schriftze ichen .EINWEG" 
darauf hinzuweisen, dass diese Verpackungen nach der 
Rückgabe nicht wiederverwendet werden. 

(2) Letzt vertreiber von mit Getränken befüllten Mehr­
weggetränke verpackungen sind verpf lichtet , d ie End­
verbraucher in der Verkaufsste lle durch deutlich sieht­
und lesbare, in unmitte lbarer Nähe zu den Mehrweg­
getränke verpackungen bef indliche Informat ionstafeln 
oder -sch ilder mit dem Schr iftze ichen . MEHRWEG" 
auf die Wiederverwendbarke it d ieser Verpackungen 
hinzuweisen. Satz 1 gilt nicht für Mehrweggetränke ver­
packungen , deren Füllvolumen mehr als 3, 0 Liter be­
trägt oder die eines der in § 31 Absatz 4 Nummer 7 
aufgeführten Getränke enthalten . 

(3) Im Versandhandel sind d ie Hinweise nach den 
Absätzen 1 und 2 in den jeweils verwendeten Dar­
stellungsmed ien entsprechend zu geben. 

(4) Die nach den Absätzen 1 bis 3 vorgeschr iebenen 
Hinweise müssen in Gestalt und Schr iftgröße mindes-

tens der Preisauszeichnung für das jeweilige Produkt 
entsprechen . 

(5) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für letztver­
tre i ber, die gemäß § 9 Absatz 4 Nummer 3 bis 5 der 
Preisangabenverordnung in der Fassung der Bekannt­
machung vom 18. Oktober 2002 (BGBI. 1 S. 4197), die 
zuletzt durch Art ikel 11 des Gesetzes vom 11. März 
2016 (BGBI. 1 S. 39 6) geändert worden ist , bezüglich 
der von ihnen in Verkehr gebrachten Getränkeverpa­
ckungen von der Pflicht zur Angabe des Grundpre ises 
befre it sind. 

Abschnitt 7 

Sc hl u ssbest i mm u ng en 

§3 3 

Beauftragung Dritter 

Die nach diesem Gesetz Verpflichteten können Dritte 
mit der Erfü llung ihrer Pflichten beauftragen ; § 22 Satz 2 
und 3 des Kreislaufw irtschaftsgesetzes gilt entspre­
chend . Satz 1 gilt nicht für die Registr ierung nach § 9 
und nicht für die Abgabe von Dat enmeldungen nach 
§ 10. 

§34 

Bußgeldvorschriften 

(1) Ordnungsw idrig handelt , wer vorsätz lich oder 
fahrläss ig 

1. entgegen § 5 Satz 1, § 7 Absatz 1 Satz 4 oder § 9 
Absatz 5 Satz 1 eine Verpackung oder einen Ver­
packungsbestandte il in Verkehr bringt , 

2. entgegen § 6 Satz 2 eine Nummer oder Abkürzung 
verwendet , 

3. entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1 sich nicht, nicht richt ig 
oder nicht vollständig an einem System bet eiligt, 

4. entgegen § 7 Absatz 6 ein Entge lt oder einen Vorteil 
verspr icht oder gewährt , 

5. entgegen § 8 Absatz 2 Satz 1 eine Anze ige nicht , 
nicht richt ig, nicht vollständig oder nicht rechtzeit ig 
erstattet , 

6. entgegen § 8 Absatz 3 Satz 3 oder § 17 Absatz 3 
Satz 1 einen Mengenstromnachwe is nicht , nicht 
richt ig, nicht vollständ ig, nicht in der vorgeschr ie­
benen Weise oder nicht rechtzeit ig vorlegt, 

7. entgegen § 9 Absatz 1 Satz 1 sich nicht, nicht 
richt ig, nicht vollständ ig oder nicht rechtzeit ig 
registr ieren lässt , 

8. entgegen § 9 Absatz 1 Satz 2 eine Mitte ilung nicht , 
nicht richt ig, nicht vollständig oder nicht rechtzeit ig 
macht, 

9. entgegen § 9 Absatz 5 Satz 2 eine Verpackung zum 
Verkauf anbietet, 

10. entgegen § 10 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung 
mit Satz 2, eine Angabe nicht, nicht richt ig, nicht 
vollständ ig oder nicht rechtze it ig überm itte lt , 

11. entgegen § 11 Absatz 1 Satz 1 eine Vollständig­
keitserk lärung nicht , nicht richt ig, nicht vollständig 
oder nicht rechtzeitig hinterlegt , 

12. entgegen § 14 Absatz 1 Satz 1 die Sammlung von 
restent leerten Verpackungen nicht sicherste llt , 
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